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Ebert oder Liebknecht?
Vor der Entſcheidung um die Macht in Berlin

Berlin, 6. Januar.
Die Mafſen auf den Straßen wachſen von

ztunde zu Stunde. Die Wilhelmſivwaße und der Wilhelm-
atz ſind vollkommen von Anhängern der Mehrheitsſozialdemo-
fraten, der Regierung Ebert und Scheidemann, darunter auch
hr vielen Deutſchdemokraten, angefüllt, die durch öffentliche

F ndgebungen zum Ausdruck bringen, daß ſie gewillt ſind, die
egierung zu ſtützen. Jn der Siegesallee ſammeln ſich die An

hänger Liebknechts. Vor den beſetzten Zeitunsvedaktionen, die
immer noch in den Händen der Spartaküsanhäner ſind, ſind von
dieſen Maſchinen gewehre aufgefahren. Jn den Beltrieben

ſkſt ſind die Papierrollen auf die Straße geworfen und auf dieFenie gevollt worden.

Uebergewicht der Spartaciden?
Stimmungsbericht von 1 Uhr 15 nachmittags. Die Maſſen

der demonſtrierenden Spartakiſten in der Siegesallee
ſchwellen an. Es werden Waffen unter die Zivilbevölke-
rung verteilt und aufreizende Reden gehalten. Die Demon-
ſtrationszügr der Mehrheitsſozialiſten bewegen ſich die Linden
und die Potsdamer Straße entlang nach der Wilhelmſtraße. Sie
werden von Soldaten flankiert, deren Herkunft man nicht konnt.
Nach der „B. Z.“ befindet ſich Eichhorn im Marſtall und unter
handelt mit der Volksmarinediviſion. Wie die Zeitung „Repu-
blik“ meldet, hat ſich die republikaniſche Sicherheitswache mit
Eichhorn ſolidariſch erklärt. Nach bisher unbeſtätigten Gerüchten
rücken ſtärkere bewaffnete Spartakusbanden gegen die Reichs
anzlei an. Gegen Mittag begaben ſich ſtarke Gruppen von be-

waffneten Spartakiſten zu den verſchiedenen Poſtämtern und ver
langten Zutritt, der ihnen jedoch von der republikaniſchen Sol-
datenwehr verweigert wurde. Es kam zu Verhandlungen, in
deren Verlauf man ſich dahin einigte, daß die Aemter neutral
bleiben ſollten. Der Kampf um die Macht wird auf
der Straße entſchieden. Wem die Macht in die Hände
fällt, dem werden auch die Poſtämter ausgeliefert.

Die Lage in Berlin wird von Minute zu Minute geſpannter.
Von den Fenſtern der Reichskanzlei aus iſt bereits das dumpfe
Dröhnen der Handgranaten und das monotone Tack-tack der Ma-
ſchinengewehre, allerdings erſt einzeln, zu hören. Die Spannung
hat gegen 143 Uhr ihren Höhepunkt erreicht, der kaum noch zu
überſchreiten iſt. Es hat nicht den Anſchein, als ob die Organi-
ſation der Regierung beſonders gut funktioniert. Ueberall Ner-
voſität. Der einzige ruhige Pol in der aufgeregten Menge ſind
die Soldaten, die ruhig, mit entſichertem Gewehr, auf ihren
Poſten ſtehen.

Doemonſtrationszüge der Mehrheitsſozigliſten ſtrömen zum
Wilhelmsplatz. An den Fenſtern der Reichskanzlei er-
ſchiewen die Volksbeaguftragten Scheidemann und Wiſſell
und hielten Anſprachen. Die Vertrauensleute der Demon-
ſtranten wurden in die Reichskanglei gerufen, wo ihnen mit-
geteilt wurde, daß die Regierung mit Hilfe vegierungstreuer
Truppen und Unterſtützung der Demonſtranten den „Vorwärks“
im Sturm wieder zu erobern verſuchen würde. Außerdem wurde
mitgeteilt, daß ſich Spandau in den Händen der Sparta-
ki ſten befindet. Das dortige Rathaus ſei beſetzt, und die Ar-
beitermaſſen, die ſwartakiſtiſch geſinnt ſeien, befänden ſich im An
marſch auf Berlin.

S —ctraßenkämpfe zwiſchen den Urhebern der Revolution

daß die Haltung derHeute mittag fand in der Reichskanzlei ein Kriegsrat der
SVolksbeauftragten ſtatt unter Beteiligung der Mitglieder des
Zentralrates der A. und S.Räte Deutſchlands. Die Regierung

Ibeſchloß, ſofort mit allen ihr zu Gobote ſtehenden
militäriſchen Maßregeln einzugreifen und
dem Treiben der Spartakus- Leute ein Ende

zu machen ſetzen. Zum Oberkommandierenden der Re
gierungstruppen wurde der Volksbeauftragte Noske ernannt. Die
Regierungstruppen werden mit Laſtautomobilen von allen
Stadtteilen in das Jnnere befördert, wo ſie in der Nähe der
Reichskanzlei geſammelt werden. Jm Innern der Stadt ift
den Paſſanten die Weiſung erteilt, ſo ſchnell wie insöglich die
Straßen zu verlaſſen. Alle Fenſter müſſen geſchloſſen ſein.

Die Regierung hat es abgelehnt, mit den Spartakus Leuten zu
verhandeln. Die beiden Parteien ſtehen ſich in der Wilhelm-
ſtraße in hundert Meter Entfernung kampfbereit gegenüber.
Nach dem „Ucht-UhrAbendblatt“ dürfte es zu neuen blutigen,
folgen ſchweren Zuſammenſtößen kommen.

Der Bericht eines Augenzeugen
Durch das Gedränge von Tauſenden von Menſchen iſt es

dem Korreſpondenten des „Fränk. Kuriers“ gelungen, in die
Reichskanzlei zu kommen, wo ein Leben herrſcht, wie es
das alte Gebäude nie geſehen hat. Mannſchaften im Stahl-

f tronen ausgerüſtet, bewachen das Ge-
wo ſich die Menge ſtaut. Nur wenige dürfen bei der
n Kontrolle die Tore paſſieren. Seit einer Stunde tagtſtr

das Kabinett, um die entſcheidenden Beſchlüſſe zu faſſen. Leider
viel zu ſpät. Denn die Menge wird des langen Wartens

müde. Gegen Uhr wird es auf dem Platze in der Menge
vor dem Gebäude lebendig. Die Spatakus Leute und

t von der PotsdamerStraße wie von den Linden heran. Man weiß noch nichts
Veſtimmtes, was es noch heute um die Regierung geben wird.
Die linksſtehenden Sozialdemokraten wollen den Kampf mit
den Waffen ausfechten. Von allen Seiten laufen Gerüchte in
der Reichskanglei zuſammen. Es iſt kein Zweifel, daß die
Demonſtranten bei dem geringſten Widerſtand Scheidemann und

niederſchießen wollen. Indeſſen werden dauernd
Waffen-

Kampf
auf

Soldaten ausgerüſtet, um den

Eichhorn noch im Amt
Der Frankfurter GeneralAnzeiger meldet aus Berlin:

Die Abordnung der Regierung, die am Sonnabend abend den
neuen Polizeipräſidenten Eugen Ernſt in ſein Amt einfüh
ren wollte, mußte unverrichteter Sache wieder abziehen.
Sichhorn ſaß, mit dem Revolver in der Hand, in ſeinem
Büro und erklärte, er werde nur der Gewalt weichen.
Das Miniſterium des Innern ſei nicht berechtigt, ihn ſeines
Amtes zu entſetzen, denn der Miniſter ſei zurückgetreten und
voch nicht wieder beſtätigt. Außerdem ſei er vom Vollzugsrat

zunehmen. Man kann nicht ſagen,
Regierung beſonders vertraueneinflößend iſt. Die Maſſen vor
den Toren des Platzes ſind unbewaffnet, während bewaffnete
Demonſtranten anrücken. Unzweifelhaft haben die Spartakus-
Leute das Abgeordnetenhaus und das Kriegs
miniſterium beſetzt. Doch hat auf die Regierung die
Beſetzung keinen Eindruck gemacht, da das Kriegsminiſterium
bereits von der Regierung geräumt war. Kurz nach 1 Uhr er-
ſchien Ebert an einem Parterrefenſter der Reichskanzlei, von
der Menge jubelnd begrüßt. Er ſagte, die Regierung habe die
Freiheit geſchaffen und wolle das Selbſtbeſtimmungs-
recht des Volkes unter allen Umſtänden durchſetzen. Sie
habe ſich deshalb für die Nationalverſammlung eingeſetzt und
werde ihre Durchführung erreichen. Die Beſeitigung der
Nationalverſammlung ſei aber das Ziel der unabhängigen
Sozialdemokraten, die dieſe Wahl mit Gewalt verhindern woll-
ten. Wenn ſie es wünſchien, ſtehe eben Gewalt gegen
Gewalt. Die Regierung werde ruhig ihre Prinzipien durch-
führen, die ſie ſich vorgeſetzt habe. Ebert ſchloß mit einem Hoch
auf die junge deutſche Republik. Stürmiſch forderte die Menge
dann Scheidemann, der dann auch am Fenſter erſchien.
Er mußte lange warten, ehe er zu Worte kommen konnte.
„Vor einer halben Stunde“, ſo ſagte er, „haben die Unabhängi-
gen und Spartakus-Leute den Tod von Ebert und mir be-
ſchloſſen. Vor einer Stunde fuhr ein Wagen über die Linden,
mit einem Galgen, an dem zwei Puppen hingen, die Ebert
und mich aufgehängt darſtellen. (Lebhafte Pfuirufe unter
brechen den Redner.) Solche Bedrohungen ſind uns gleichgültig.
Sie laſſen uns fkalt. Wir haben gm H. No-
vember die deutſche Republik ausgerufen. Wir ſind für
das gleiche Recht aller eingetreten. Wir haben die
Parität gefordert: 3 durch 3. Das war ein Fehler. (Lebhafte
Bravorufe.) Die Mitarbeit der drei ungabhängi-
gen Sozialdemokraten hat ſich als ſchädlich er-
wieſen. Heute ſind wir frei. Was braucht das deutſche Volk
aber jetzt? Friede und Brot. Es gibt uns aber kein Menſch
Friede o Brot ohne Ordnung, wenn dieſe Spartkus-
Schweine rei weitergeht. Wir ſind dann dem Hunger preis-
gegeben und die Kriegsjahre werden dann noch übertroffen wer-
den. Wir haben gegen jede Diktatur gekämpft, wie auch gegen
die Diktatur des Kaiſers. Wir wollen aber auch keine Diktatur
Liebknechts oder Roſa Luxemburgs. (Lebhaftes Bravo! bei den
Zuhörern. Ueberall werden Rufe laut: „Waffen, Waffen! Wir
wollen uns nicht niederdartätſchen laſſen!“) Sie ſollen und
müſſen Waffen haben. Bleiben Sie treu bei der Sache. Wir
werden unſere Pflicht bis zum letzten tun. Schwören Siel“

Die Menge bleibt etwa eine Minute mit abgenommener
Kopfbedeckung ſtehen. „Gehben Sie dieſem Schwur Ausdruck in
dem Rufe: Es lebe die deutſche Republik!“

eingeſetzt worden, und er würde ſein Amt nicht abgeben, ehe er
vom Vollzugsrate gehört worden ſei. Die Beauftragten der Re
gierung zogen ſich darauf zurück, zumal Eichhorn überall im
Polizeipräſidium ihm ergebene bewaffnete Sicherheitsmann-
ſchaften aufgeſtellt hatten. Wie Berliner Blätter hören, wird
ſich der Groß- Berliner Vollzugsrat vorausſichtlich ſchon
am Montag mit der Angelegenheit be ſchäftigen und zu die-
ſen Beratungen den Zentralrat hinzuziehen. Es iſt nicht anzu
nehmen, daß der Vollzugsrat Eichhorns Verbleiben im Amte
dulden wird. Fraglich bleibt nur, ob Eichhorn gutwillig nach-
gibt, wenn auch der Vollzugsrat gegen ihn entſcheidet.

Reichsbürgertag in Berlin
Unter zahlreicher Beteiligung von Delegierten aus dem

gangen Reiche trat geſtern im Plenarſitzungsſaal des Abgeord
netenhauſes der Reichsbürgertag zuſammen, um zu einer Reihe
der ſchwebenden Tagesfragen Stellung zu nehmen. Eingeleitet
wurde die Tagung mit einem Begrüßungsabend in der alten
Aula der Univerſität. Die materiellen Verhandlungen eröffnete
der Vorſitzende Dr. ing. Koch vom Groß- Berliner Bürgeramt, der
die Erſchienenen willkommen hieß. Er ſchilderte, aus welchen
Notwendigkeiten heraus die Bürgerräte, Bürgerausſchüſſe,
überall geſchaffen wurden, die im Gegenſatz zu den A.- und
S.Räten, zu ihrer Anmaßung und Unfähigkeit ein Ausdruck des
Bürgerwillens ſind. Raſch entſchloſſen und nicht ohne Erfolg
ſind ſie an die Arbeit gegangen. Wir geben uns der Hoffnung
hin, daß es uns gelingen wird, eines Tages unſer Land und
Volk ſtark und mächtig zu ſehen; daran mitzuwirken iſt unſere
Aufgabe. (Veifall.)

Nach Bildung des Büros, das ſich aus den Herren Dr. ing.
KochBerlin, Meher-Alsberg-München, Dr. Max SchmidtGlber
feld, Max SchiemannLübeck, Fabrikbeſitzer Jewalowski-Danzig,
Chefredakteur Helms-Halle, Johanna Krüger- Friedrichshagen,
Julius Kleibs- Nordhauſen zuſammenſetzte, wurde in die Tages
ovdnung eingetreten und zunächſt ein Vortrag von Dr. Ernſt
Köhler über Aufgaben de'r Bürgerräte entgegenge-
nommen. Der Redner führte u. a. aus: Die Schaffüng der A.
und S.-Räte iſt der Ausdruck des einſeitigen politiſchen Willens
einer einzigen Klaſſe. Gegen dieſe Einſeitigkeit haben wir uns
vom erſten Tage an gewehrt. Der Kampf gegen die A. und
S.-Räte muß durchgeführt werden; freiwillig werden dieſe ihre
Macht nicht aufgeben, dazu iſt das Gefühl der Macht zu ſüß.
Nun beſteht ja Ausſicht für die Nationalverſammlung, aber wie
die Dinge ſich entwickeln werden, wiſſen wir nicht. Als erſte und
wichtigſte Aufgabe erwächſt uns die Aufgabe der Schaffung eines

ſtehenden Heeres aus dem Wirrwarr der Zeiten heraus. Der
Präſident der deutſchen Republik wenn es eine Republik wird

muß die Macht haben, ſich gegen die A. und S.-Räte durch
zuſetzen. Wir proteſtieren feierlich gegen die Verhaftung
Rigaer Bürger durch den dortigen Sowjet. Aber auch da
gegen, daß etwa ein ähnlicher Verſuch bei uns gemacht wird.
Proteſte allein helfen allerdings nicht. Aufgabe der Bürgerräte
wird es ſein, die Angehörigen aller Parteien zu gemeinſamer
Arbeit zuſammenzuführen und dadurch ausgleichend zu wirken
im politiſchen Parteikampf. Die Vertuſchung des Gegenſatzes
zur Sozialdemokratie iſt eine Gefahr und zwiſchen den Mehr
heitsſozialiſten und den Spartakiſten ſehe ich grundſätzlich
keinen Unterſchied. (Sehr richtig.) Das taktiſche Zuſammen
gehen iſt eine Frage für ſich, aber auf die Dauer müſſen wir den
Strich zwiſchen rechts und links ſcharf ziehen. (Erneute Zu
ſtimmung.) Aufgabe der Bürgerräte wird es weiter ſein, ver
ſöhnend zwiſchen Arbeitern und Bürgern zu wirken. Auch in der
Zeit nach der Nationalverſammlung, wo die Bürgerräte noch
einen großen Raum für ihre Betätigung haben werden. Ge
waltige Aufgaben werden den Bürgervräten durch die Einführung
des gleichen Wahlrechts in den Kommunen erwachſen. Es gilt
hier, die geſamte Bürgerſchaft aufzukläven über das, was von der
vadikalen Seite zu erwarten iſt. Das deutſche Bürgertum hat
das Deutſche Reich groß und mächtig gemacht. Wenn wir aus
dem Schlamaſſel herauskommen wollen, dann brauchen wir das
Bürgertum. Perſönliche Freiheit und dabei gleichmäßiger Anteil
an Kultur und Wirtſchaft, das zu vereinigen iſt eines der ideellen
Ziele des Bürgertums, die keine Partei leiſten kann, ſondern nur
die Zuſammenfaſſung des geſamten Bürgerſtandes.

Privatdozent Ulrich Kar ſtädt Wenn wir in der Natjo
nalverſammſung eine Scheidemann- Mehrheit bekommen, nach
Recht ordnungsmäßig gewählt, dann erhalten wir die Einheits
ſcheibe, die Sozialiſierung uſw., und werden die nie
wieder los. (Sehr richtig.) Die Frage der verbundenen Liſten
iſt keine Frage der Taktik, ſondern des Bekenntniſſes. Können
wir es als Bürger mit unſerem Gewiſſen vereinen, uns mit der
Sozialdemokratie zu verbinden? Die Bürgerräte dürfen daher
auf keinen Fall bei den Wahlen mit der Sozialdemokratie zu
ſammengehen. Verlagsdirektor Georg Bernhard: Die
Sozialdemokratie hat eine Liſtenverbindung mit den bürgerlichen
Parteien abgelehnt. Zum Handeln des Bürgertums habe ich
wenig Vertrauen. Wenn Spartakus und Liebknecht kommen,
wird das Bürgertum nach den bisherigen Erfahrungen nichts
bauen. (Zuſtimmung und Widerſpruch.) Wir haben daher ein
großes Intereſſe daran, eine ſozigliſtiſche Regierung zu ſtühen,



a

e und Sicherheit gewährleiſtet Mag zwiſchen bürger
und ſogzialiſtiſcher Weltanſchauung auch ein großer Unter

ſchied beſtehen, ſo handelt es ſich doch hier um eine Frage der
praktiſchen Politik, und die iſt nur zu löſen auf dem Wege des
Kompromiſſes. Eine generelle Zuſammenſegung der bürger
lichen Liſte iſt unmöglich, g. B. überall da, wo das materielle
Moment in Frage kommt. Hier hat ja ein Teil des Zentrums
Abſonderungsbeſtrebungen gehuldigt. Die Bürgerräte können
nicht die Parteiprogramme verwiſchen, ſondern das Einigende
der Parteien zuſammenfaſſen. Und das Einige liegt in dem
taktiſchen Vorgehen. Wir zerſchlagen die Bürgerräte, wenn wir
jedes Zuſammengehen mit den Sozialdemokraten ablhnen.
Geifall.) Die Veſprechung ſetzt wieder ein. Schiemann
(Lübeck): Jch warne vor Sogialiſierung in einer Zeit, wo wir in
die Gefahr des Vankrotts kommen können. Die unpolitiſche
Tätigkeit der Bürgerräte wäre der beſte praktiſche Weg.

Ueber das Thema Reichseinheit ſprach Profeſſor Dr.
Otto Hoetſch. Redner ſchilderte die verſchiedentlich aufge
tretenen Separationsbeſtrebungen, die uns, ebenſo wie die Be
ſtrebungen unſerer Feinde, von unſerem Rechtsboden nicht ver

drängen können. Wenn uns in ElſaßLothringen ein
Unrecht angetan werden ſollte, wollen wir von Anfang an da
gegen proteſtieren. Noch ſtärker greift uns die Annexionsluft der
Gegner im Oſten ins Herz der Nation. Wenn in Poſen heute
zwei Deutſche auf drei Polen kommen, ſo haben die Polen dieſen
Zuſtand ſelbſt geſchaffen, die früher die Deutſchen ins Land ge
rufen haben. Wir halten an unſeren Oſtmarken unbedingt feſt,
ſie ſind in Stärke unſerer Weltſtellung in Europa. Mit etwas
Energie iſt es auch heute noch möglich, der polniſchen Gewalt mit
Erfolg entgegen zu treten. Das Bekenntnis zur Reichseinheit
ſchließt auch das Bekenntnis der Zugehörigkeit Deutſch- Oeſter
reichs ein. Die Organiſation des deutſchen Bürgertums iſt in
erſter Linie berufen, ſich für die Einheit des deutſchen Volks
körpers auszuſprechen. (Lebh. Beifall. Krüger (Poſen)
ſchildert in bewegten Worten die dringende Not der Deutſchen im
Oſten. Wir Deutſchen im Oſten befürchten alles, wir haben
keine Hoffnung mehr und werden wohl nach Warſchau gehen
müſſen. (Zuruf: So ſchlimm wird's nicht werden.) Ein
Vertreter aus Danzig hält es für notwendig, daß dort die
Bürger mit dem A. und S.-Rat zuſammengehen. Wenn die
Regierung kein Mittel hat, werden wir welche ſchaffen. Nötig
iſt auch eine Aufklärung der Entente und Amerikas.
Queckfa (Hohenſalza): Die Polen verfolgen mit ihrem Ge-

waltſtreich nur den Zweck, die Nationalverſammlung unmöglich
zu machen. Ein Vertreter Brombergs: Für uns beſtand
fünf Tage lang die Gefahr des Einmarſches polniſcher Truppen
Jetzt iſt es geſchützt durch deutſche Männer. (Bravo.) Jn erſter
Linie halfen unſere Offiziere. (Stürm. Beifall.) Wir können
hier nicht alles offen erzählen wegen der damit verbundenen
Lebensgefahr. Vielleicht findet ſich morgen dazu Gelegenheit, im
engeren Kreiſe, Näheres auch Herrn Noske zu erzählen. (Großer
Beifall.)

Jn der weiteren Debatte kam zum Ausdruck, daß die Regie
rung an der Lage in Poſen ſchuld ſei und daß auf ihr Gericht
das gefloſſene Blut der Deutſchen komme. Dr. Meyer-
Abſorg (München) redet einer Verſtändigung zwiſchen
Norden und Weſten das Wort, dann werden die parti-
kulariſtiſchen Jndizien verſchwinden. Pfarrer Weſſel warnt
gegenüber der Aeußerung eines Vorredners, daß man beſſer ein
direkter Deutſcher ſei, als auf dem Umwege über Preußen vor
der alten Kleinſtaaterei. Möge alles zuſammenſtehen, was
einſt unter dem ſchwarz weißen Banmer ſich einte.

Darauf wird folgende Reſolution einſtimmig an
genommen. Der Reichsbürgertag bekennt ſich uneingeſchränkt
zur Aufrechterhaltung des Deutſchen Reiches auf bundes
ſtoatlicher Grundlage, für die unſere Väter gekämpft und unſere
Brüder im Weltkrieg geblutet haben und die eine lebensnot-
wendige Vorausſetzung alles wirtſchaftlichen und kulturellen Ge
deihens für das ganze Deutſche Volk iſt. Er bekämpft alle Ab
trennungsbeſtrebungen, die dieſe Einheit bedrohen und jede vor

zeitige und einſeitige Neuordrung Deutſchlands. 2. Der
Reichsbürgertag nimmt für das deutſche Volk das Reckt
der freien Selbſtbeſtimmung der Nationen ebenſo
in Anſpruch, wie er es für die nichtdeutſchen Völkerſchaften auf
dem Boden des bisherigen Reiches anerkennt. Er erhebt ſhärf-
ſten Einſpruch gegen jede Vorwegnahme der Friedensentſchei-
dungen durch Annexion und Vergewaltigung im Weſten und
Oſten, im Norden und Süden und fordert hier wie dort ſachlich
Auseinanderſetzung, die das Selbſtbeſtimmungsrecht im beider-
ſeitigen Jntereſſe der aufeinander angewieſenen Nachbarvölkern
anwendett und natürliche Zuſammenhänge nicht zerreißt. Jn
ſonderheit erhebt er Einſpruch gegen jede Vergewaltigung der
deutſchen Oſtmark, die national, wirtſchaftlich und geſchi-htlich
untrennbar mit dem Mutterlande verbunden iſt. Er fordert
mit Nachdruck, daß die Reichsregierung oder die preußiſche Re
gierung ſofort mit allen Machtmitteln des Staates den be
drängten Volksgenoſſen, deren Leben und Eigentum durch die
Polen bedroht iſt, zu Hilfe kommt. Er begrüßt aufs wärmſte
den Anſchluß Denutſch- Oeſterreichs an den neuen deutſchen Staat
kraft Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen.

An die Deutſch- öſterreichiſche Regierung in
Wien gelangte gleichzeitig folgendes Begrüßungstelegramm zur
Abſendung: „Der im Abgeordnetenhauſe in Berlin tagende
Reichsbürgrtag, zu welchem Delegierte aus allen Teilen des
Reiches erſchienen ſind, entbietet Deutſch- Oeſterreich ſeinen
deutſchen Brudergrß. Er begrüßt mit Freuden die in end
ſchloſſener Bekennung ihres Deutſchtums von Deutſch- Oeſterreich

erhebene Forderung des Anſchluſſes an das Deutſche Reich und
wendet ſich auf das Schärfſte gegen jeden Verſuch das Recht von
Millionen Menſchen deutſchen Stames auf ſeine freie Selbſt
beſtimmung einzuzwängen oder zu unterdrücken.“ Zu dem folgen
den Thema „Reichsbürgeramt“ vegründete Konſul Marx folgende
Entſchließung: „1. Der Reichsbürgertag, wie er heute ver
ſammelt iſt, konſtituiert ſich als Reichsbürgerrat und wählt eine
Kommiſſion von 15 Mitgliedern, welche die leitenden Grundſätze
a) für die Verfaſſung der Bürgerräte, d) für die Aufgaben der
ſelben in ihren Grundzügen einheitlich für das Reich feſtſetzt.
2. Dieſer Kommiſſion werden folgende Leitſätze mitgegeben:
a) Diejenigen Bürgerräte im Reiche, welche die von der Kom
griſſion feſtgelegten Grundſätze, die ihre Verfaſſungen und ihre
Aufgaben annehmen, gehören als Mitglieder dem Reichsbürger-
rat an. h) Sie werden im Reichsbürgerrat in der Weiſe ver

treten, daß jeder Bürgerrat eine Stimme erhält. Jn allen
Gemeinden über 50 000 Einwohnern tritt zu den weiteren je
50 000 Einwohnern bzw. für angefangene 50 000 Einwohner eine
weitere Stimme hinzu. Das Stimmrecht kann durch ein von dem
betreffenden Bürgerrat delegierte Perſon ausgeübt werden.
c) Der Reichsbürgerrat wählt alljährlich einen Vorort, in
welchem die alljährlich im Mai zu berufene Verſammlung des
Reichsbürgerrats ſtattfindet. Der Vorſitzende des Reichsbürger
vats in dem betreffenden Vorort führt den Vorſitz in der Ver
ſammlung des Reichsbürgerrates. Für die Führung der
laufenden Geſchäfte wählt der Reichsbürgerrat auf die Dauer von
drei Jahren einen Präſidenten und zwei Stellvertreter. Der
Präſident muß feinen Sitz in der Reichshauptſtadt haben.
Ebendaſelbſt wird eine dauernde Geſchäftsſtelle des Reichsbürger
rats errichtet, deren Geſchäfte unter Aufſicht des Präſidenten
durch Angeſtellte geführt werden. Die Kaſſe des Reichsbürger
vates wird von der gleichen Geſchäftsſtelle geführt.

Jn der Ausſprache kamen Bedenken zutage, den Sitz der
Vereinigung in Berlin zu belaſſen. Schließlich wurde Leipzig
als Ort der nächſten Tagung beſtimmt und darauf die Verſamm-
lung mit Dankesworten an die Teilnehmer geſchloſſen.

Bahnhof Halle beſetzt
Halle, 7. Januar-

Gegen 12 Uhr nachts iſt der Bahnhof Halle von der hieſigen
Matroſenkompagnie beſetzt worden, um wie es heißt re
gierungstreue Truppen nach Berlin nicht durchzulaſſen.

Keine telegraphiſche Verbindung mit Berlin
Da am geſtrigen Abend bis ſpät in die Nacht hinein keine

telegraphiſche Verbindung mit Berlin zu erhalten war, iſt anzu
nehmen, daß ſich nunmehr auch das Haupttelegraphen-
amt in den Händen der Spartakusleute befindet. Die
Ausſichten der Regierung Ebert- Scheidemann ſcheinen ſich da
nach zugunſten Liebknechts bedeutend verſchlechtert zu
haben. Vermutlich hat die Regierung der Mehrheitsſozialiſten
aus Mangel an Entſchlußkraft vor einem Einſetzen
ihrer Machtmittel zurückgeſchreckt und damit den Leuten Lieb
knechts das Feld überlaſſen. Das Blutvergießen, das Ebert-
Scheidemann vermeiden wollten, wird aber erſt recht beginnen,
nachdem die Spartakiſten unnmſchränkt in Berlin herr-
ſchen. So wird ſich die Schwäche der Regierung wieder einmal
an ihr ſelbſt zuerſt rächen.

Der Kampf ums W. T. B.
Berlin, 6. Jan. Meldung der „Frankfurter Ztg

Das Wolffſfſche Telegr. -Büro, das bis jetzt noch im
Beſitz der Spartakus- Anhänger iſt, war heute morgen der
Schauplatz eines Kampfes zwiſchen den Spartakus-
leuten und regierungstreuen Truppen. Die Regierungstruppen
ſchoſſen mit Maſchinengewehren, die Anhänger der Spartakiſten
warfen mit Handgranaten.

Der „Vorwärts“ Revolntionsorgan von
GroßBerlin

Der „Vorwärts“ iſt heute früh in ſeiner Morgen
ausgabe als Organ der revolutionären Arbeiter
ſchaft von GroßBerlin erſſtenen und veröffenrritgr
einen Aufruf, der die Arbeiter und Parteigenoſſen zu einer
Demonſtration um 11 Uhr in die Siegesallee auffordert.
Abzewieſener Sturm aufs Haupttelegraphenamt

Während des geſtrigen Abends, als der „Vorwärts“ und die
demokratiſchen Zeitungsredaktionen beſetzt wurden, iſt auch von
den Spartakus-Anhängern verſucht worden, das
Haupttelegraphen- und Fernſprech-Amt in
ihre Gewalt zu bringen. Dieſer Verſuch iſt an regierungstreuen
Truppen geſcheitert. Die Zahl der ſich an den Demon-
ſtrationen für die Regierung beteiligenden Anhänger ver
Deutſchen Demokratiſchen Partei wächſt an.

Ein ſonderbares Ultimatum
Berlin, 6. Janubar.

Die revolutipvnären Arbeiter und Soldaten Berlins haben
der Regierung ein Ultimatum geſtellt, ſofort zu folgenden Be
ſchlüſſen der Reichskonferenz der A.- un S.-Räte Stellung zu
nehmen und dieſe von den A.- und S.-Räten zu Geſetz zu erhe-
benden Beſchlüſſe ſofort in Kraft treten zu laſſen:

1. Sofortige Entwaffnung aller Offiziere,
2. Entfernung der Rangahzeichen.
3. Die örtliche Kommandogewalt liegt in den Händen der

A.- und S.-Räte.
4. Wahl der Führer durch die Mannſchaften
5. Völlige Auflöſung der alten Armee, ſofortige Entwaffnung

regktionärer Sonderformationen, Einführung einer wirklichen
Volkswehr.

6. Gegen das Kriegsminiſterium und Armee-Oberkomman-
dos, welche die vom Kongreß beſchloſſenen Geſetze für null und
nichtig erklärten, iſt ſofort Stellung zu nehmen.

Aufruf der Mehrheitsſozialiſten
Der Vorſtand der alten ſozialdemokratiſchen

Partei erläßt heute morgen durch Flugblätter folgenden Auf
ruf an ſeine Parteigenoſſen:

„Zum zweiten Male haben bewaffnete Banditen des
Spartakusbundes den Vorwärts gewaltſam be
ſetzt. Die Führer dieſer Banden proklamierten heute in öffent-
lichen Reden erneut den gewaltſamen Sturz der Rogierung,
Mord und blutigen Bürgerkrieg und errichten die Spartakus-
Dikiatur. Dem deutſchen Volke und insbeſondere der Arbeiter-
ſchaft drohen die ſchlimmſten Gefahren. Anarchie und Hunger
würden die Folgen der Spartakusherrſchaft ſein. Jetzt iſt unſere
Geduld zu Wir wollen uns nicht länger von Jrrſinnigen
und Verbrechern terroriſieren laſſen. Es muß endlich Ordnung
in Berlin geſchaffen und der ruhige Ausbau des neuen revo
lutionäven Deutſchland r werden. Wir fordern Euch auf,
um Proteſt gegen die Gewalttaten der Sparta-kusbanden, die Arbeit einguſtellen und ſofort unter Füh-

rung Eurer Vertrauensleute vor dem Hauſe der Reichsregierung,
Wilhelmſtraße 77, zu erſcheinen. Arbeiter, Bürger, Genoſſen,
Soldaten, erſcheint in Maſſen. Zeigt, daß Jhr Mann genug ſeid,
aus eigener Kraft Eure Freiheit, Euer Recht und Euer Parkei-
eigentum zu ſchützen.“

t

Weiteres Vordringen der Polen
Der Frankfurter „GeneralAnz.“ meldet aus Berlin:

Am Sonnabend iſt es zu heftigen Kämpfen zwiſchen
den Polen und den deutſchen Truppen in der Stadt
Bentſchen gekommen. Die Stadt wurde ſchließlich
von den Polen beſetzt, während die deutſchen Truppen
ſich auf den Bahnbof aurückzogen und dieſen verteidigten

ten ruhig ein wenig mildern,

Da die Polen gegen die mit vielen Maſchinengewehren
ſetzte Stadt nichts ausrichten konnten, blieſen ſie im Lauf,
des Abends nur Alarm und nahmen den Bahnhof unt.
Feuer. Die deutſchen Truppen erwiderten das Feuer, un
es entwickelte ſich in der Stadt ein Artilleriekampf, der zu

mnſten der Polen auslauſen dürfte, da 15 polniſchen
ſchützen zwei deutſche gegenüber ſtehen. Am Sonn.

tag verſuchten die Polen nochmals einen Sturm, wurden
aber wieder abgewieſen. Der Bahnverkehr nach Poſen
iſt unterbrochen. Die Züge von Berlin verkehren nin
noch bis nach Schwiebus. Nach einer Meldung vom Sonn,
tag abend ſoll ſich Meſeritz ebenfalls in den Händen der
Polen befinden. Es wurde am Freitag von einer etwa
3000 Mann ſtarken polniſchen Truppe eingeſchloſſen und
fiel am Sonntag in pol niſche Hand.

Zwei Armeekorps für Poſen und Schleſien

m Berlin, 5. Januar.Wie wir erfahren, ſollen die Aufgebote für die militäriſae
Wieverbeſitzergreifung Poſens und zur mill,
täriſchen Sicherung Oberſchleſiens zwei Armee
korps betragen.

t

Unruhen in der Provinz Sachſen
(Gegeurevolutionäre Strömungen in Blankenburg a.

Lohnforderungen der Arbeitsloſen in Erfurt)
Blankenburg a. Harz, 6. Januar.

Am Sonnabend morgen durchzogen Matroſenpatrouillen
die Stadt. Von den Harzer Werken ſetzten ſich die Arbeiter in
Bewegung und zogen nach der Kaſerne, wo ſie bewaffnet wur,
den. Auf dem Marktplatz teilte Redakteur Heſſe mit, daß von
Seiten der aktiven Offiziere und Unteroffiziere Blankenburgz
eine Gegenrevolution beabſichtigt worden ſei. Die Gegenreyvo,
lutionäre ſeien bereits mit Gewehren und Maſchinengewehren
bewaffnet. Die Gegenrevolutionäre ſollten aus den Garnj.
ſonen Halberſtadt und Quedlinburg militäriſche Unter,
ſtützung erhalten. Es ſei beabſichtigt geweſen, den A. und
S.-Rat zu ſtürzen und das alte Regiment wieder aufzurichten,
Der A. und S.-Rat habe rechtzeitig von der Bewaffnung
Kenntnis erhalten. Durch ihren Demonſtrationsumzug durg
die Stadt bekunde die Arbeiterſchaft, daß ſie ſich die Errungen,
ſchaften der Revolution nicht aus den Händen nehmen laſſen
werde. Wie der A. und S.-Rat heute mitteilt, iſt durch Ver-
nehmung der Feldwebel feſtgeſtellt, daß in einer Sitzung des
Militärs beſchloſſen worden iſt, die Kaſerne in Beſitz zu neh.
men, die Kaſſe zu beſchſagnahmen und den A. und S.-Rat zu

Die Reſte des Feldbataillons und des Erſatzbataillonz
unter Mit

nahme ſämtlicher Kammer und ſonſtiger Beſtände nach Qued
linburg gebracht werden. Ein Feldwebel hat in ſeiner Ausſage

daß eventuell auch von der Waffe Gebrau
gemacht werden ſollte. Die Stadt Blankenburg iſt vollkommen

(Da dieſe Meldung von dem in den Händen der Spar
iſt äußerſte

ſtürzen.
ſollten unter Führung des Oberleutnants Bohyhe,

bekundet,

ruhig.
takusleute befindlichen W. T. B. verbreitet wird,
Vorſicht geboten.)

pk. Erfurt, 5. Januar.
Am Freitag bewegte ſich ein Zug Arbeitsloſer beider-

nach dem Rathaus. Erlei Geſchlechts vom Nordviertel
mochte etwa 200 Köpfe ſtark ſein. Die Demonſtranten, denen
rote Fahnen vorangetragen wurden, umſtellten das Rathaus
und entſandten zum Oberbürgermeiſter eine Abordnung, die
mit der Foröerung eaner weſenrtitſerr orfner ſof n v
ſtädtiſche Notſtandsarbeiten vorſtellig werden ſollke. Der Stun-
denſatz von 80 Pfg. war tags vorher von den Arbeitsloſen ab

einem Satze von 1,20 Mk. für dielehnt worden, auch mit
Stunde waren ſie nicht einverſtanden. Jhre Forderung lautet
für Ver heiratete 15 Mk., für Ledige 12 Mk. pro
Tag. Wie der „Erfurter Allgem. Anzeiger“ hört, wurde dieſe
Forderung nach längeren Verhandlungen, bei denen Mitglieder
des Erfurter A.- und S.-Rates als friedliche Vermittler auf
traten, angenommen. Die Arbeitsloſen erklärten darauf
unter dieſen Bedingungen für die Stadt arbeiten zu wollen.

Wahlergebnis der badiſchen Nationalverſammlung
Karlsruhe, 5. Januar.Das vorläufige Ergebnis der Wahlen zur badi.

ſchen Nationalverſammlung iſt in allen Wahlkreiſen
zuſammen: 24 Demokraten, 85 Sozialdemokraten, 41 Zentrum,
7 Deutſchnationale und kein Unabhängiger. Unter den Gewähl-
ten befinden ſich neun uen, von denen vier vom Zen-
trum, vier von der Sozialdemokratie und eine von der Derw-
kratiſchen Partei Mannheim gewählt wurden.

Die Nationalverſammlung foll, nach einer Mitteilung der
proviſoriſchen Regierung, innerhalb der nächſten zehn Tage ein
berufen werden.

2

Amerikas Lebensmittel unterwegs
Genf, 6. uagr.

Acht Lebensmitteltransportſchiffe für die Mittelmächte
haben am 2. und vier weitere Dampfer am 3. Januar 6meri
kaniſche Häfen verlaſſen.

77

Um die Jugend
Wie nötig der Deutſchnationale Jugend-

bund iſt, der am Sonnabend unter ſo großer Zuſtimmung in
Berlin gegründet worden iſt, zeigen einige neueſte Vorgänge
auf dem Gebiete der Parteiwerbung um die Jugend. Die „Rote

ahne“ iſt dabei, einen „Bund kommuniſtiſcher Studenten zu
a der über das ganze Reich gehen ſoll. Der Bund will

ür
ſtellen der kommuniſtiſchen Bewegung ſchaffen. Das wäre
die Organiſation der Spartakusſtudenten. Sozialdemokratiſche
Parteiorganiſationen für Studenten beſtehen an den Univerſi
täten. Nun ſollen auch die Schüler und Schülerinnen höherer
Lehranſtalten in die rote Jacke gezwängt werden. Jn Berlin
hat ſich bereits ein ſozialdemokratiſcher Werbeausſchuß für die
höheren Schulen gebildet, der die jungen Schüler und Schüle
rinnen für die ſozialdemokratiſchen Parteizwecke einfangen
möchte. Er will ſie, wie das immer noch ein wenig vorſichti
ausgedrückt wird, „mit den Zielen des Sozialismus dertkraul
machen, ohne ſie „in die Häßlichkeiten des Parteihaders hinein
zuziehen. Angeſichts dieſer Beſtrebungen, die Schüler nach
ruſſiſchem Vorbilde für Schülerräte, womöglich Lehrerwah,
Lehrerabſetzung, Straßendemonſtrationen uſw. zu dreſſierer,
iſt es die allerhöchſte Zeit, daß der neue Deutſchnationale
Jugendbund“ mit aller Kraft ſeine Aufklärung und ſeine Arbeit
für das, was einen rechten deutſchen Jungen und ein rechtes
deutſches Mädel ziert, im ganzen Reiche aufnehme: für den
chriſtlichen und nationalen Gedanken und für geſundes jugend
liches Denken, das den ruſſiſchen Schülerwahnſinn verabſcheut
Wenn man ſieht, wie die Jugend von den internationalen Par
teien zur Parteiarbeit gelockt wird, ſo ſollte man auf nationaler
Seite die in normalen Zeiten gewiß berechtigte Scheu von
„politiſcher Betätigung“ der Jugend in außergewöhnlichen Zei

ſonſt kommen die Feinde den
Nationalgeſinnten zuvor

revolutionäre Studenten an den Univerſitäten Geſchäfts
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ſamen thüringiſchen Landesuniverſität Jena.
Mufeumsdirektor Dr. Redslob Erfurt über die kultu-
relle Einheit Thüringens und betont einleitend

gänge

haft

Thüringiſche Erwerbsſtände für Schaffung
eines „Großthüringen“

K. Erfurt, Januar.
Nachdem am „10. Dezember v. Js. im Skadwerordneten

Thüringens ſich mit allen
en eine Stimme für eine deutſche Einheitsrepublik ausge-Prochen, in der die thüringiſchen Staaten zu einer Provinz ver

molzen werden ſollen, haben heute die Erwerbskreiſe
üringens ebenfalls in Erfurt verſammelt, um zu der gleichen

Frage bezw. der Schaffung eines republikaniſchen Bundesſtaates
lege Stellung zu nehmen, zumal man in dieſen Krei-
ſen die Auffaſſung vertritt, daß man die Regelung dieſer Frage
nicht den A. und S.-Räten allein überlaſſen dürfe. Vertreten
waren in der großen Verſammlung der Hauptausſchuß für Ver

uringen,die Handelskammern für Schwarzburg-Sondershauſen,
Erfurt, Gera, Gotha, Greiz, i i. Th., Worbis und
Heiligenſtadt, Nordhauſen, Schwarz urg-Rudolſtadt, S. -Weimar;
Kreis Saalfeld und Kreis Sonneberg; die Handwerks-
fammern für Arnſtadt, Erfurt, Gera (Reuß), Gotha, Greiz,
S.-Weimar; die Landwirtſchaftskammern für S.
Altenburg, SchwarzburgSondershauſen, das Zentralorgan der
land und forſt wirtſchaftlichen Vereine für Reuß j. L. (Gera),
Zand und forſtwirtſchaftlicher HauptVerein für Reuß ä. L.
gandwirtſchaftsrat für S.Meiningen, Landwirtſchaftsk mmer
ür S. Weimar ſowie der Verband Thüringiſcher Jnduſtrieller.her m war die Weimariſche Staatsregierung durch Geh.

Regierungsrat De. Müntzel und das Erfurter Regierungs
präſidium durch Geheimrat Dr. Lotz vertreten. Auch die preu-
ßiſche Eiſenbahndirektion hatte einen Vertreter entſandt. Nach
einer kurzen Begrüßung der Verſammlung durch den Veeſamm-
fun, sleiter Dr. Rich er in Vertretung des verhinderten Geh.
Kommerzienrats Pferdekämper) ſprach der Geſchäftsleiter der
Firma Karl Zeiß in Jena Dr. h. c. Max Fiſcher über
Thüringen als wirtſchaftliche Einheit und begann
eine Ausführungen mit den erſten, hundert Jahre zurückliegen-C erſten Beſtrebungen in dieſer Richtung, um ſchließlich die

von Dr. Roſenthal im weimariſchen Landtag im Jahre 1917 und
1918 im Namen der liberalen Fraktion geäußerten Wünſche zu

ifen und die Gründe, die einen Zuſammenſchluß auf wirk
ſchaftlichen Gebietei wünſchenswert erſcheinen zu laſſen, darzu-

n. Redner hebt da namentlich die früher ſtiefmütterliche
Behandlung Thüringens in Eiſenbahnfragen hervor, die erſt ge
beſſert wurde, als die Mehrzahl der thüringiſchen Staaten einen
gemeinſamen Vertreter beim Bundesrat hatten und geht dann
auf die künftigen großen gemeinſamen Aufgaben der thüringi-
ſchen Staaten ein, wie wir ſie bereits aus den in der geſamten
thüringiſchen Preſſe wiedergegebenen Forderungen des Pro
feſſors Dr. Roſenthal-Jena kennen: Ausban der Waſſerwege,
Talſperren, Zuſammenſchluß der großen Jnduſtrien (Kali,
Glas, Porzellan uſw.), Steuerfragen, Beamten und r.
hälter, Kirche und Schule und zahlreiche ſoziale Fragen; alle
dieſe Materien müſſen einheitlich geregelt werden und fordern
den Zuſammenſchluß. Als außerordentlich bedauerlich bezeich-
net der Redner die verſchiedenen Abſonderungsbeſtrebungen in
S.Meiningen, S.-Koburg und S.Altenburg, indem er weiter
hin darauf hinweiſt, daß ſich gegebenenfalls die Abtrünnigen
dann keineswegs beſſer ſtehen, wohl aber eine wenig beneidens-
werte Rolle ſpielen würden. Die Eigenart des Thüringers läßt
ſich nur ſchwer verwiſchen und muß erhalten werden durch wirt-
chaftlichen und politiſchen Zuſammenſchluß. Ueber die künftige
erfaſſung eines Staates Großthüringen haben die Volksver

tretungen der Einzelſtaaten zu beraten und zu beſchließen und
als eine der erſten und dringendſten Arbeiten iſt die Schaffung
eines Wirtſchaftsamtes anzuſtreben. Als eine der vornehmſten
kulturellen Aufgaben eines Großthüringen bezeichnet u. a. der
Redner ſchließlich die Erhaltung und Förderung der gemeinLiereaf ſprach

wir können aus Raummangel auf dieſen trefflichen Vortrag nur
andeutungsweiſe eingehen die Notwendigkeit der Pflege
unſerer kulturellen Jntereſſen, denn die kulturelle Frage iſt eine
allgemein menſchliche. Der Redner geht dann über auf die
Entwicklung der größten und älteſten thüringiſchen Jnduſtrie,
die Porzellaninduſtrie, die noch heute ſeit dem 17. Jahrhundert
den hohen Stand thüringiſcher Kunſt und Kultur dokumentiere
und bezeichnet die verſchiedenen Abſonderungsbeſtrebungen le-
diglich als den Ausfluß der in den weiteſten Kreiſen herrſchenden
Unkenninis unſerer 7 kulturellen Werte. Um die letzteren
noll zu begreifen, ſind Rückblicke in die thüringiſche Geſchichte,
Kulturgeſchichte, auf Oertlichkeiten und Perſönlichkeiten notwen
dig: Der Dom zu Erfurt (Luther), die Waxtburg und die Veſte
Koburg (Luther), Weimar mit Goethe und den anderan Großen
im Reiche deutſcher Kultur. Warum kommen die Fremden in
Scharen nach dieſen Stätten und nach Thüringen überhaupt?
Weil ſie von dort geiſtige Erholung finden und ethiſche Werte
mit fortnehmen. Redner geht dann über auf die kulturellen Be
ziehungen der einzelnen thüringiſchen Städte zu einander, auf
die hohe, der Natur abgelauſchte Kultur verſchiedener Erwerbs-
weige (Glasbläſerei uſw.) und betont ſchließlich die Notwendig-
it, die hohe und reiche Kultur Thüringens auf eine neue wirt-

ſchaftliche und ſoziale Grundlage zu ſtellen.
Die fich an die beiden Vorträge anſchließende ausgedehnte

Ausſprache war z. T. ſehr intereſſant und für die Klärung der
Materie wichtig. Dr. Allendorf- Erfurt trat für den Ueber-
tritt Erfurts und der betreffenden preußiſchen Gebietsteile zu
Großthüringen ein. Handwerkskammerſyndikus Dr. Stier-
Weimar erhofft aus dem Zuſammenſchluß große Vorteile für
das Handwerk; ehemaliger Landtagsabgeordneter Höfer Mei-
ningen als Vertreter des meiningenſchen Landwirtſchaftsrates
ſpricht im Namen der landwirtſchaftlichen Vereinigungen Thü-
ringens (mit Ausnahme von Koburg und Altenburg) und er-Uärt, daß alle land wirtſchaftlichen Berufsge-
noſſenſchaften Thüringens für ein bundes-
ſtaatliches Thüringen eintreten. Er wünſcht wei-
terhin, daß im Jntereſſe der meiningenſchen Grafſchaft Cam-
burg auch die Gegend um Naumburg mit in Großthüringen ein-
bezogen werde; überaus erwünſcht iſt ein thüringiſches Wirt
ſchaftsamt, ebenſo notwendig der Ausbau der Landwirtſchafts-
kammern. Oberbürgermeiſter Dr. Bielefeld Arnſtadt er
klärt eine deutſche Einheitsrepublik für unmöglich und fordert
die ſchleunige Schaffung einer thüringiſchen Zentralgewalt
gegenüber Berlin. Amtsgerichtsrat Dr. HoßfeldSalzungen,
tritt in warmen Worten für ein Großthüringen ein, während
Geh. Reg.- Rat Weidemann- Erfurt ſich in überaus ſcharfer
und temperamentvoller Form für den Verbleib Erfurts und der
in Rede ſtehenden preußiſchen Teile bei Preußen einſetzt.
Schriftleiter Rudolph Jena als einer der Führer der äußer-
ſten Linken und Mitglied des A.- und S.Rates, ſteht natürlich
auf dem bereits oben gekennzeichneten Standpunkt der A. undS.-Räte, während t Engelhard, Schmidt und
Dr. Lotz- Erfurt für ein bundesſtaatliches Großthüringen ein-
ſetzen. Nachdem noch die beiden Redner Fiſcher und Redslob
ein kurzes Schlußwort zu ihren Vorträgen genommen, iſt die
Ausſprache beendet. Vorſitzender Dr. Richter weiſt noch da
rauf hin, daß die Ausſprache gezeigt habe, daß ein gutes Funda-
ment für ein Großthüringen vorhanden ſei und die National
verſammlung in dieſer Richtung beeinflußt und aufgeklärt wer
den müſſe. Die einzelnen Kammern ſollen ſich nun noch unter
ſich mit der Frage beſchäftigen und der die Materie bearbeitende
Ausſchuß von 12 auf 18 Mitglieder erhöht werden. Aks Ergeb-
nis der ganzen Beratung iſt zu verzeichnen, daß die in den
genannten Vereinigungen zuſammenge-ſchloſſenen Erwerbsſtände von der Notwendig-
keit der Gründung eines bundesſtagatlichen

v

roßSroßthöringen in ihrem eigenen wie g.
eraufdeutſ. Jntoreſſe überzeugt ſind.Verſammlung geſchloſſen.

Provinz Sachſen
Erfurt der Ort der Nationalverſammlung
Von den Vo t iſt jetzt Erfurt als Sitz derNationalverſammlung in Ausſicht genommen. Alle politiſchen

Parteien Deutſ verknüpfen mit dem Namen Erfurt be
ſondere Grinnerungen an ihre Geſchichte. Viele herrliche Ba u
denkmäler ſchmücken die Stadt, in der Martin Luther
einft war. Reich an benheiten iſt die Geſchichte der Blumen
ſtadt. Glückliche und ſchickſalsſchwere Zeiten hat ſie durchlebt.
Erwähnt ſeien nur die Tage des ſächſiſchen Bruderzwiſtes und
das te „tolle“ Jahr von 1509. Auch wirtſchaftlich ge
hörte ſtets zu den größten Städten Deutſchland. Sie war
Mitglied der Hanſa. Bis 1873 zählte es zu den Feſtungen.
e bekannt dürfte ſein, daß Erfurt Geburtsſtadt des be
z die Rechenmeiſters Adam Rieſe iſt. So darf man hoffen,

Wahl zum T ort der Rationalverſammlung auf die
altehrwürdige H Erfurt fallen wird.
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Die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt
hat kürzlich ihren Geſchäftsbericht für das Jahr 1917 veröffent-
licht, der ein lebendiges Bild ſozialer Fürſorge wiederſpiegelt.
An der Anſtalt waren 1839 Beamte iätig. Die Zahl der Kontroll
beamten beträgt zurzeit 28 im amte und 4 im Nebenamte
durch Vertrag mit den betreffenden Verwaltungsbehörden. Die
Zahl der Eingänge belief ſich auf 186 446, die der Ausgänge auf
29 500. Der Aufwand an Porto betrug 29 860,11 Mk., im Jahre
1916 auf 28 136,71 Mk. T Rentenliſten gelangten neu zur
Eintragung (gegenüber in Klammern beigefügten Zahlen
von 1916) zuſammen 15 577 (12 282) Renten. Dagegen kamen
in Wegfall 11 027 (7799) Renlken. die Liſten für Hinter
bliebenenrenten wurden eingetragen 5861 (6451) Renten. Da-

kamen in Wegfall 6965 (454) Renten. Die Ausgabe-
nung mit Alters- und Jnvalidenrenten betrug 8 620 282,91

Mark, 1 114 940,88 Mk. mehr als im Vorjghre.
Bis zum Schluſſe des Jahres blieben beſtehen: 14 988 Alters

venten zum Jahresbetrage von 2 506 51620 Mk., 49 344 Jnva-
lidenrenten mit 8246 615,60 Mk., 83014 Krankenventen mit
600 14320 Mk. Die Hinterbliebenenrenten beziehen ſich auf
18 906 Fälle zum Jchvresbetrage von 1602 765 Mk.

Die Erſtattungen für vernichtete Marken beziffertden ſich im
Jahre 1917 auf den Geſamtbetrag von 77 080,834 Mk., 1916 auf
46 876,40 Mk. Geldſtva ſind im Jahre 1917 in 99 Fällen508 Mk. 1016 in 183 Fällen verhängt worden.

Die Zahl der im Berichtsjahre abgeſchloſſenen Heilverfahren
betrug 2686 (2022), die dadurch entſtandenen Koſten 745 90525
Mark (705 518,49 Mk.). Für vorbeugende Krankenfürſorge ſind
im Jahre 1917 rund 105 258 Mk. für Kriegsfürſorgemaßnahmen
398 441,75 Mk. verwandt. Markenerlös betrug im Jahre
1917 12 289 689,06 Mk. Die Voerwal koſten betrugen
1014 185,76 Mk. Die Koſten der eigentlichen Kontrolle be
zifferten ſich auf 180 668,60 Mk. Arbrbeiterwohlfahrtsdarlehen

in e von er Tr e Der Stand des TVerſicherungsanſ ie uſſeJahres 1917 auf 131 690 827 Mk. f Keo am Sgruß

Jm Stadtkrefſſe Halle m Saaſkreiſe) liefen am Schluſſe
Invaliden und Krankenrenten,des Jahres 1917 8197 e

6554 (464) Altersrenten, 152 (88) Witwen- und Witwerventen,
ſowie Witwenkrankenrenten und 1044 (465) Waiſenrenten.

Zu dem 10. Wahlbezirk gehören der Stadtkreis Halle
und die Landkreiſe Merſeburg und Querfurt.

Aus den Kreiſen der Arbeitgeber iſt Ausſchußmitglied Franz
Thier, Verwaltamgsdirektor zu Halle, Erſatzmann iſt Wilhelm
Krüger, Fabrikdirektor zu Querfurt. Aus den Kreiſen der
Verſicherten iſt Ausſchußmitglied Otto Dietzel, Lederarbeiter
zu Merſeburg. Erſatzmann iſt J mich. Rendant zu Schkeuditz.

Die Wanderung der Arbeiter in der Provinz
Der Quittungskartengustauſch der deutſchen Landesver

ſicherungs anſtalten ermöglicht es, im großen Umriſſe ſich ein
Bild zu machen von den Binnenwanderungen der Arbeiter
zwiſchen größeren Bezirken des Reiches. Wie ſich der Arbeiter
austauſch in neuerer Zeit geſtaltet hat, zeigt der unlängſt er
ſchienene Geſchäftsbericht der Landesverſicherungs-
anſtalt Sachſen- Anhalt für das Jahr 1017.

Beim Bezirk Sachſen-Anhalt ſtammt der Zuzug vorwiegend
aus Brandenburg, dem Königreich Sachſen, Thüringen und
Berlin, ferner aus Hannober. Der Wanderungsgewinn der
1917 verzeichnet wird, kommt demnach in erſter Linie aus
Brandenburg (18 068), Berlin (7248), Rheinprovinz (3933),
Hannover (3729); es folgen die Hanfeſtädte mit 2225, Weſt
falen mit 1493. Sachſen- Anhalt hat demgegenüber 1912 nach
Schleſien 4438, nach Poſen 2821, nach Thüringen 2275, nach
Weſtfalen 1247, nach Oſtpreußen 914 mehr abgegeben als emp-
fangen; auch im Verkehr mit Pommern, Oberfranken, Elſaß-
Lothringen, der Pfalz, Württemberg und Schwaben hat
Sachſen- Anhalt Verluſt. Der ungefähre Jahresgewinn
für 1917 ſtellt ſich für Sachſen- Anhalt auf 25 973 insgeſamt. Nach
Sachſen Anhalt kamen innerhalb der Zeit der Gükltigkeitsdauer
der 1917 ausgetauſchten Karten insgeſamt 24 127 Verſicherte aus
der Provinz Brandenburg, 10 827 aus Berlin, 6092 aus der
Rheinprovinz, 9236 aus der Provinz Hannover, 4442 aus den
Hanſeſtädten, 19 857 qus dem Königreich Sachſen. Der Zuzug
und Abzug innerhalb der Kartengültigkeit direkt vom Heimats
gebiet in das jetzige Aufenthaltsgebiet gewanderter Arbeiter
ſtellt ſich im Verkehr zwiſchen Sachſen-Anhalt und Thüringen auf
2275 zu ungunſten von Sachſen-Anhalt, im Verkehr mit

Arbeiterrat)

aus:
Schleſien auf 4438 zu ungunſten von Sachſen-Anhalt, Poſen und
Weſtpreußen haben gegen Sachſen-Anhalt einen Vorſprung von
2821 und 1247 Verſicherten.

4

n. Cöthen, Jan. Die Demobilmachungs- undürſorge-Ausſchüſſe für Stadt und Kreis Cöthen hiel-
en am Sonntag vormittag im Rathauſe eine gemeinſame

Sitzung ab. Zunächſt wurde die Landarbeiterfrage eingehend be
handelt und dabei betont, daß es neben der Entlohnung beſonders
die Wohnungéfrage und die Behandlung ſei, welche die ſtädtiſchen
Arbeiter abbolte, ſich dem Lande zuzuwenden. Auf dieſen drei
Gebieten müſſe noch manches geſchehen, wenn es beſſer werden
foll. Die Wohnungsfrage kann aber nicht ſofort gelöſt werden,
denn es ſei unmöglich, jetzt ſo viele einwandfreie Wohnungen
zu ſchaffen, wie notwendig find. Zur Fraoe der Beſchäftigung
geiſtiger und gelernter Arbeiter in anderen Berufen übergehend,
wurde betont, daß auch die Braunkohlengruben keine Arbeiter be
kommen könnien, obwohl dort die oben genannten drei Gründe
nicht vorhanden ſeien. So haben die Gruden in Edderitz und

trotz Anſtrengungen bisher keinen Erſatz für
aus geſchiedenen

die Förderung iſt von 11 009 auf 6000 Hektoliter zurückgegangen
Es ſoll darauf gehalten werden, daß alle Arbeitsloſen jede ihnen
ugewieſene Arbeit annehnien müſſen, zu der ſie körperſich fähia Dies werde um o mehr nötig ſein, als wir vermutlich
i dieſem Monat mit einer großen Arbeitseinſchränkung, wenn

nicht gar Stillegung von Betrieben in der Metall und Holz
zu reamen haben, wodurch die Zahl der Arbeitsloſen um

viele Tauſende vermehrt wird. Anoeregt wurde, einen
M)inimallohnſat feſtzuſetzen, zu dem Arbeitsloſe ihnen
ſtütßung verluſtig gehen wollen.
fremder Arbeiter wurde von amtlicher Stelle die Auskunft ge
geben, daß für dieſe ein Zwang zum Verlaſſen der Arbeits
ſtellen nicht vorliegt. Sie können bleiben, wenn ſie ivollen.
Auch ſei ſicher darauf zu rechnen. daß auch in Zukunft hier pol
niſche Arbeiter zu haben ſein werden.

o

fangenen und Polen erhalten können, und

er

rf b. Gröbers, 6. Januar. (Wilddieb und
In hieſiger Flur iſt ſehr ſtark gewildert wor

den. Es gelang vor kurzem, einen Arbeiter aus einem
orte d Tat beim Fangen von Haſen mit der Schlinge
z erwiſchen. Bei einer vorgenommenen Hausſuchung wurden

i ihm auf dem Boden 20 mit Schlingen gefangene Haſen ge
ferner aber auch 1 Zentner Graupen und andere

bensmittel, über deren Herkommen der Mann ſich nicht aus
weiſen konnte. Nicht unintereſſant iſt, daß der Wilddieb und

n Mitglied des Arbeiterrates ſeines Wohn
ortes iſt.

Stadtverordnetenſitzung in Halle

Halle, den 6. Januar.
Die Verſammlung wird vom Stadtv. Vorſteher Geh. Juſtiz

rat Keil geleitet.
Es liegt ein Bittgeſuch der Bureagauangeſtell-

ten vor, in dem im Auftrage der beim Magiſtrat beſchäftigten
Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen unter Darſtellung ihrer Not
lage gebeten wird, ſämtliche Teuerungszulagen ihrem Grund
gehalt zuzurechnen und ihnen einen einmaligen Entſchuldungs-
beitrag zu gewähren. Das Geſuch wird auf 14 Tage zurückge-
ſtellt. Ferner liegt ein Geſuch vor, das im Auftrage
ſtädtiſchen Arbeiter der Grube „Karl Ernſt“ wiederholt um Gewährung einer Teuerungszulage bittet. Das An
ſuchen war bereits vor kurzem einmal geſtellt und vom Magi-
ſtrat abgeſchlagen worden. Stadtv. Oſterburg befürwortete
beſchleunigte Erledigung der Angelegenheit, da es möglich ſei,
daß die Angelegenheit Anlaß zu einem Streik auf der Grube
gäbe. Die Sache wird dem Petitionsausſchuß überwieſen; des-
gleichen ein Geſuch eines Herrn Paul Schneider um Gewäh-
rung einer Teuerungszulage.

An das Geſuch, zweier ehemaliger Mitglieder des
Stadttheater- Orcheſter s, Kriegsteilnehmer, um Wie
dereinſtellung in ihre alte Stellung knüpft ſich eine kurze De-
batte. Die Petitienten machen geltend, ſie ſeien vom Stadt
theaterdirektor mit ihrem Wiedereinſtellungsgeſuch abgewieſen
worden, obwohl, wie Stadtv. Em mer bemerkt, das Orcheſter
des Stadttheaters gegenwärtig keineswegs vollzählig beſetzt ſei;
ſtatt 52 zählte es nur einige 40 Mitglieder. Ueberdies ſei den
Bittſtellern ſeinerzeit die Wiederaufnahme in das Orcheſter ver-
ſprochen worden. Durch Verwendung des Oberbürgermeiſters
ließe ſich die Angelegenheit ſchon zur Befriedigung der Geſuch-
ſteller regeln. Oberbürgermeiſter Dr. Rive führt aus: Der
Stadttheaterdirektor hat im vorliegenden Falle gewiß Alles,
was man billigerweiſe fordern kann, getan, um die beiden Mu
ſiker, zumal es ſich um Kriegsteilnehmer handelt, wiedereinzu-
ſtellen. Soweit Redner Kenntnis habe, ſind die Petitienten nicht
bei Dir. Sachſe, ſondern bei Dir. Richards in Dienſten geweſen
und man kann Herxn Sachſe nicht verdenken, wenn er ſich nicht
ohne Weiteres an die Verſprechungen ſeines Vorgängers ge
bunden hält. Stadtv. Herzfeld bemerkt: Der vorliegende
Fall dürfte die Verſammlung wohl zu einer Reviſion der
Theaterverträge insgeſamt Anlaß geben. Es mag
dahingeſtellt bleiben, ob man nicht den herrſchenden Strömun-
gen folgen und einer Verſtaatlichung des hieſigen
Theaters nahetreten muß, ſobald der Kontrakt mit Direktor
Sachſe abgelaufen iſt, oder falls ſich die Verbindlichkeiten zu
einem früheren Zeitpunkte löſen laſſen. Eine gewiſſe Verpflich-
tung, die Angeſtellten und ſ. Zt. zum Heere einberufenen Ange-
ſtellten der Direktion Richards wiederanzuſtellen, können wir
nicht von der Hand weiſen. Stadtv. Scheithauer pflichtet
den Darlegungen bei. Oberbürgermeiſter Dr. Rive bemerkt:
Man behandelt hier eine Angelegenheit, ohne daß der haupt-
ſächlich daran Beteiligte irgendwie Gelegenheit hat, ſich zu
äußern; die Angelegenheit mag der Theaterdeputation über-
wieſen werden, die ſich mit dem Theaterdirektor ins Einwerneh-
men ſetzen und die Dinge klarſtellen kann. Wir werden überdies
vielleicht bereits in der nächſten Sitzung Gelegenheit haben, uns
mit den Theaterverträgen zu befaſſen; ſoviel ich weiß, iſt

eine große Theatervorlage unterwegs
zur Stadtverordnetenverſammlung. Danach wird in die Tages
ordnung eingetreten.

Die Wahl des Vorſtandes ergibt keine Veränderun-
gen; mit 37 von 41 Stimmen wird Geheimrat Keil zum Vor
ſitzenden, mit 36 von 40 Geheimrat Foehring zum ſtellv.
Vorſitzenden, mit 34 von 41 Stadt. Borchert zum 1. Schrift-
führer, mit 33 von 89 Stadtv. Weſchke zum 2. Schriftführer
wiedergewählt. Sämtliche Herren nehmen die Wahl mit Dank
an; Geheimrat Keil führt bei der Gelegenheit kurz aus: Sehr
lange wird die Verſammlung in der jetzigen Zuſammenſetzung
nicht mehr fungieren, bis dahin aber wollen wir wie bisher
unentwegt unſere Pflicht tun, und nach unſeren Kräften dazu
beitragen, daß Ruhe und Ordnung aufrechterhalten bleiben.
So wie es jetzt im Lande ſteht, kann es nicht weiter gehen.
Wenn die Parteien, die ſich die Wahrung der Arbeit als einziges
Ziel geſetzt haben, nicht in der Lage ſind, die Aufnahme der

Jn den Ausſchuß für Deputations- und Ausſchußwahlen,
die ſogen. „Kommiſſions-HKommiſſion!“, werden
außer dem Vorſtande die Stadtv. Borges, Blumentritt und
Steckner wieder und Stadtv. Emmer neu hinzugewählt.

Der Haushalitsplan der Brunthard-Stiftung und der Ehr
lichſchen Stiftung werden genehmigt.

Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die bei der Straßenbahn und
Stadtbahn gegen den Voranſchlag von 194 250 Mk. im Rechnungs
jahre 1917 mehr erzielten Ueberſchüſſe von rund 900 000 Mk.
zu 4 dem Reſervefonds und zu 34 dem Kriegsrücklagefonds der
Straßenbahnen zuzuführen. Jm Anſchluß an dieſe Vorlage
entſpinnt ſich eine breitere Ausſprache. Stadtv. Balke führt

Die Höhe des Ueberſchuſſes iſt geradezu überraſchend.
Hätte ich davon früher gewußt, ſo würde ich niemals für den
15. und 20 Pfg.-Tarif geſtimmt haben. Ueberhaupt werden die
Vorlagen in der Straßenbahndeputation, die alle
viertel Jahre einmal zuſammenfommt, viel zu ſchnell durchge
peitſcht. Redner wünſcht, daß der Ueberſchuß auch denen zugute
kommt, denen er in erſter Linie zu danken iſt; das ſind die
Schaffnerinnen. Redner fragt weiter, was der Vorort

Cröllwitz verbrochen habe, daß er vom Magiſtrat ſo vernach-
läſſigt wird. Die fiskaliſche Lahmlegung der Straßen
bahnſtrecke über die unwirtliche, zugige Cröll-
witzer Brücke gibt Anlaß zu vielem Aerger Wenn an Strom
geſpart werden muß, ſo ſoll man die Beleuchtung einſchränken.
Auch muß es möglich ſein, daß man auf die Dauerkarte ſtatt mit
der Linie 8 auch mit der 8 fahren kann. Ferner ſoll man bei
den Schülerfahrkarten nicht ſo kleinlich verfahren; auf die Kar
ten ſoll man getroſt 2 Kinder fahren laſſen. Bürgermeiſter
Sehdel tritt den Ausführungen entgegen und legt u. a. dar,
daß der neue Tarif angeſichts der bevorſtehenden großen Auf
wendung des nächſten Jahres beantragt worden ſei. Die Zu-
kunft fordert gewaltige Summen für die Straßenbahn; allein
die Ausrüſtung des Perſonals mit der notwendigſten Dienſtklei-
dung koſtet 100 000 Mark. Stadtv. Em mer bringt den An-
trag ein, die den ſtädtiſchen Arbeitern bewilligten Teuerungs-
zulagen nach demſelben Zeitpunkt (20. November) einzurichten,
wie die der ſtädtiſchen Angeſtellten. Magiſtratsvorlage und An
trag Emmer finden Annahme.

ür das Gaswerk (Rechnungsj 1918) werden Geſamb-
s Waſſerwerk einmehrkoſten von rund 858 200 Mk., für

Mehraufwand von 97 900 Mk. bewilligt, der Haushaltsplan der

Gartenverwal ä unagsiangebotene Arbeit annehmen müſſen. wenn ſie nicht der Unter 77 tung für das laufende Rechnungsjahr wird an
Bezücſich der Beſchäftigung 2500 Mk.

tragsgemäß um 26 000 Mk., der Straßenbahnetat für 1918 umS 375 Mk. verſtärkt. a
Gleisumbauten bei der Straßenbahn.

ur Schaffung von Arbeitsgelegenheiten wird beabſichtigt, im
Straßenbahnbetriebe verſchiedene Gleizumbauten und
-»Erneuerungen ſobald als möglich ausführen zu laſſen. Ss

bandel Bahnaufſichtst fch um Arbeiten, welche bereits von den



und für welche don den ſtädtiſchen Körper
ften Mittel zur Verfügung geſtellt worden ſind. Die zurusführung der Arbeiten ſ. Zt. veranſchchlagten Koſten reihe

unter den gegenwärtigen ltiniſſen naturgemäß nicht aus,
und es ſind erhebliche Kreditüberſchreitungen zu erwarten.
e Projekte ſollen zur Ausführung kommen: Zweigleiſiger

bau am Weißbier-Salon und im Mühlweg mit Ein-
p kung in die Friedrichſtraße, Auswechslung des Gleisdrei

vor dem Walhallatheater, zweigleiſiger Ausbau in der
Friedrichſtraße und der Alten Promenade zwiſchen Kapellengaſſeund Hauptpoſt, zweigleiſiger Ausbau der Friedri wiſchen
Friedrichsplatz und Wilhelmſtraße, Gleisverbindung eil, LudwigWucherer, Bern Richard- raße, Standgleis
„Saalſchloßbrauerei“, Gleiserneuerung der Franckeſtraße
wiſchen Riebeckplatz und Prinzenſtraße, Gleisverſchiebung in der
r. Steinſtraße zwiſchen Ha t und Mädchen-Mittelſchule,

en e hen r Drirauswechsl in der Ranniſch iſchen Gr. in unWie Verſamanl erteilt et alſachue entſtehenden
ruchnahme des Erneuerungs-

chen Ziegelei gehörigen Grundſtücke an die t
hrers Guſtav Günther in Halle auf nur zwei Jahre zum

Halle und Amgebung
Halle, 6 Januar

Die moderne Geſetzgebung auf bedenklichen Wegen
Seit langen Jchren beſteht im Buchdr eine als

vorbildlich anerkanme Tarifgemeinſchaft, die auch in
den ſchweren Zeiten des Krieges den Berufs angehörigen Ar-
beitgebern wie Arbeitnehmern gerecht zu werden verſtand. So
wurde noch am 1. Dezember 1918 den Buchdruckergehilfen außer
der geſetzlich vorgeſchriebenen achtſtündigen Arbeitszeit eine
Lohnerhöhung bewilligt, und zum Ausgleich hatten die Organe
der Tarifgemeinſchaft eine entſprechende Steigerung der Preiſe
für Druckſachen vorgeſehen. Die allenthalben ſich radikaler ent
wickelnden „wahnſinnigen Lohnforderungen“, wie ſelbſt der „Vor
wärts“ ſchrieb, griffen aber in Berlin auch auf die Hilfsarbeiter
in den großen Zeitungsbetrieben über, wo man 120 M. Wochen
lohn forderte, und als dieſer nicht bewilligt wurde, in den Aus
ſtand trat.

Die dortigen Buchdruckergehilfen hielten infolgedeſſen mit
neuen und äußerſt hohen Lohnforderungen nicht zurück und dieſe
Bewegung ſetzte mit einer ſolch überraſchenden Plötzlichkeit ein,
daß die vor geſchriebene Zeit gur orvnungsmäßigen Einberufung
des zuſtändigen Tarifausſchuſſes völlig außer acht blieb, und
infolgedeſſen auch keine beſchlußfähige Sitzung zuſtande kam;
von 19 Pringzipalsvertretern fehlten 14. Der Tarifausſchuß ſetzte
ſich aber hierüber hinweg und beſchloß wiederum eine gang
außerordentliche Erhöhung der Löhne und Druckſachenpreiſe, An
Stelle der mangelnden Beſchlußfähigkeit wurde das De
mobilmachungsgmt angerufen, damit von dieſer Stelle
aus die feierliche Veſtätigung der ignorierten Beſchlußunfähigkeit
mit geſetzlicher Kraft für gang Deutſchland bewirkt würde.

Das Unmögliche wurde Ereignis, denn am 21. Dezember
1918 erging vom Demobilmachungsamt an das Tarifamt der
Deutſchen Buchdrucker eine „Anordnung betr. Lö'hne im
Buchdruckgewerbe“, die den nicht ordnungsmäßig zuſtande
gekommenen Beſchlüſſen des Tarifausſchuſſes geſetzliche Kraft
verlieh, und zwar vorläufig für die Zeit vom 1. Januar bis
81. März 1919. Jn dem Schreiben des Demobilmachungsamtes
an den Tarifausſchuß heißt es ausdrücklich, daß die Vere.n
barungen hiermit die gleiche Kraft erhalten, „als wenn es
ſich bei dieſen Vereinbarungen um einen ord-nungsmäßig zuſtandegekommenen Beſchluß des
Far evaſfes der Deutſchen Buchdrucker

andelte“.
Ein derartiger Standpunkt einer deutſchen Regierungsbe

hörde wird wohl hoffentlich ein Novum bleiben, denn zu welchen
Rechtszuſtänden ſollte es führen, wenn das Verlaſſen des legalen
Bodens ſeitens der Parteien einſach durch eine Anordnung
irgendeiner Vehörde erſetzt wird! Soll die Tarif gemeinſchaft der
Deutſchen Buchdrucker nicht zertrümmert werden oder ihres bis
herigen hohen Anſehens mich verluſtig gehen, dann iſt eine neueordnungsgemäße Tagung des Tariſausſchuſſes unerläßlich. Und

die wird hoffentlich dafür Sorge tragen, daß das Beſchreiten
derart bedenklicher Wege ein für allemal vermieden wird.

Die Gasverſorgung. Die während des Sriege in immer
ſteigendem Maße aufgetretenen Schwierigkeiten in der ordnungs
mäßigen Gasverſorgung, hervorgerufen durch die in jeder Hin
icht unzulängliche Verſorgung des Gaswerkes mit geeigneter
ohle in Verbindung mit dem Mangel an ſachlich vorgebildeten

Arbeitskräften, haben zu einer hegreiflichen Verſtimmung gegen
die Verwendung von Gas insbeſondere zu Beleuchtungs-
zwecken geführt. Nachdem nunmehr durch die Rückkehr der
zum Heeresdienſt eingegogenen, eingearbeiteten Kräfte aus dem
Felde ein Teil dieſer Schwierigkeiten behoben iſt, ſtellt ſich die
Prwaltung der Gas und Waſſerwerke ihren Gasabnehmern in
weitgehendem Maße zur Verfügung, um helfend einzugreifen,
wo die Störungen in den Anſchlußleitungen vermutet werden.
Es wird dabei darauf hingewieſen, daß die Druckverhältniſſe
mit Ausnahme während der Sperrzeiten durchaus normale
ſind und der Heizwert jetzt nach Möglichkeit annähernd auf Frie
densſtand gehalten wird. Mängel in der Gasverſorgung können
alſo nur auf lokale Störungen zurückgeführt werden. Es wird
gebeten, derartige Meldungen möglichſt ſchriftlich an die Ver
waltung zu richten, ihre Erledigung erfolgt grundſätzlich in der
Reihenfolge des Eingangs.

Der Petroleumverkauf in der Talamtſchule iſt bis auf
weiteres eingeſtellt. Die Haushaltungen erhalten das
ihnen für Januar zugewieſene Petroleum in den ſtädtiſchen
Ausgabeſtellen Große Märkerſtraße 8 und Leſſingſtraße 309
nach beſonderen Vorſchriften, die demnächſt bekannt-
gegeben werden.

Vergebung der Unterhaltungsarbeiten an ſtädtiſchen Ge
bäuden Die ſchon vor dem Kriege geplante Vergebung der
Unterhaltungsarbeiten an ſtädtiſchen Gebäuden nach einzelnen
Loſen mit jährlich wechſelnder Beſchäftigung der Handwerks-
meiſter ſoll nunmehr durchgeführt werden. Diejenigen ſelbſt
ſtändigen ortsanſäſſigen Handwerksmeiſter der verſchiedenen
Handwerkszweige, die ſich an dieſen Arbeiten beteiligen wollen,
werden hiermit eingeladen, die während der Dienſtſtunden in der
ſtädtiſchen Hochbauverwaltung 6, Zimmer
Nr. 103, ausliegenden Meldungen abzuholen und ausgefüllt bis

zum 31. Januar 1919 an de vorbezeichnete Dienſtſtelle zurück
zugeben. Die Verteilung der Arbeiten nach einzelnen Gebäude-
loſen erfolgt unter Mitwirkung der Handwerksvertretungen
nach Vorſchlag des ſtädtiſchen Hachbauamtes von der Stadtbau-
deputation zu den feſtgeſetzten Einheitspreiſen,

Für die Kundgebung zu Gunſten unſerer kriegsgefange-
nen deutſchen Landsleute in allen Erdteilen, die Juwelier Tittel
hier am nächſten Sonntag, vormittags von 11--2 Uhr im großen
Saale der „Saaolſchloßbrauerei“ zu veranſtalten beabſichtigt, iſt
das Intereſſe der Angehörigen von Kriegsgefangenen und der
bereits aus der ruſſiſchen, engliſchen und franzöſiſchen Kriegs
gefangenſchaft zurückgekehrten kriegsgefengenen Deutſchen ſo
lebhaft, daß Eintrittskarten ausgegeben werden müſſen,
um die Ueberfüllung des Saales zu vermeiden. Die Eintritts
karten werden, ſoweit der Vorrat reicht, von Juwelier Tittel
loſtenlas verabfolgt, um Jedermann die Beteiligung zu ermög-

m ſche Verluſtn et nReutſchmanx,
vermißt;

de la W

e ege Regt. Nr. 50
.-Jnf.- T.geh infolge

3. Kom MaxOtto Würde 97, vermißt; Guſtav Benner, 15. 10. 70, It.

priv. Mitteil. in Geſgſch. Ref.-Jnf.-Regt. Nr. 74: 12. Komp.
H Gericke, 9. 1. 81, vermißt. Feldart. Nr. 107:Patterie Rudolf Meyer, 29. 11. 99, vermißt.

Der Naturwiſſenſchaftliche Verein für Sachſen und
Thüringen in Halle hat nach längerer Kriegspauſe ſeine regel-
mäßige Tätigkeit wieder aufgenommen. 1. Vorſitzender t
Prof. Dr. Pringsheim; zum Geſchäftsführer wurde
Dr. Curt Schlüter gewählt. Die Haupwerſammlung bot
außer wichtigen geſchäftlichen Punkten auch einen inter
eſſanten Vortrag. Prof. Dr. Pringsheim ſprach an der
Hand vorzüglicher eigener Lichtbilder (z. T. Autochrome) über
„Die Pflanze und das Licht“. Er betonte zunächſt,
daß die Pflanze in ihrer Ernährung vom Lichte abhängt und daß
ſich daraus ihr Bau erklärt. Sie allein vermag die Lichtenergie
auszunutzen, die ſie zur Herſtellung von Bau und Nahrungs
ſtoffen verwertet. Jm Dunkeln ſtrebt ſte durch Verlängerung
ihres Stengels das Licht zu erreichen. Mannigfache Ein
richtungen dienen dazu, den Boden zu durchbrechen. Darauf
neigen ſich die Stengel dem Lichte zu und ſtellen die Blätter
ſo ein, daß ſie möglichſt günſtige Beleuchtung gewinnen. Jm
Waldesſchatten können nur wenige grüne Pflanzen gedeihen.
Daher ſehen wir dort nur im Frühjahr einen bunten Blütenteppich, während Schlinggewächfe in die Vaumkronen empor
klimmen, um günſtige Beleuchtung zu erlangen. Auch auf die
Geſtalt der Bäume hat das Licht Einfluß. ſo daß ſie im dichten
Beſtande anders ausſehen als vereingelt auf ſonniger Fläche.
Eine Abhängigkeit vom Lichte ſehen wir auch bei anderen
Organismen, ſoweit ſie grün ſind, während Bakterien durch das
Licht geſchädigt werden.

c

Stadttheater
Infolge der lang anhaltenden Erkrankung des Herrn Web

ding war es nicht möglich den erſten Teil von Björnſons
„neber unſere Kraft im Donnerstag-Abonne-
ment vor der für Donnerstag, den 9. d. M. angeſetzten Erſt
aufführung von „Ueber unſere Kraft“ 2. Teil nochmals zu
wiederholen. Die Direktion will aber deſſenungeachtet den Jn
habern der Donnewstag-Stammkarten Gelegenheit geben, den
erſten Teil vor dem zweiten Teſl zu den im Abonnement liegen
den Vergünſtigungen bennen zu lernen. Es werden deswegen
zu der für Mittwoch, den 8. d. M. angeſetzten Wiederholung von
„Ueber unſere Kraft 1. Teil den Jnhabern von Donnerstag
Stammkarten, gegen Vorzeigung der Stammkarten, gleichwertige
Plätze, zu ermäßigten, der Abonnementsquote entſprechenden
Preiſen abgegeben.

Fiamette Hildegarde, eine junge, ſehr begabte Tänzerin,e wen Dienstag, zum erſten Male in Halle her
auf.

Kunſt und Wiſſenſchaft
K. Vom Weimarer Landestheater. Am Vormittag des

2. Januar hat ſich der neue proviſoriſche Jntendantdes Landestheaters, der Sicher und Schriftſteller Ern ſt

Hardt, in einer im Theatergebäude anberaumten, vom ge
ſamten Künſtlerperſonal, den Mitgliedern der Hofkapelle, ſowie
den Verwaltungsbeamten beſuchten Verſammlung ſeinen kün
ftigen Mitarbeitern offiziell vorgeſtellt und damit die Lei-
tung des Kunſtinſtituts bis auf weiteres hzw.
zu einem Definitivum vorläufig übernommen. Der bis-
herige Vertreter des Hofmarſchallamtes in der rung des
ehemaligen Hoftheaters, Geh. Hofrat Heinemann, führte
den neuen Leiter in ſeine Stellung ein, indem er zugleich mit
warmen Worten der großen Verdienſte des ausgeſchiedenen
Herrn von Schirach um die Kunſt und das Jnſtitut ge
dachte. Ernſt Hardt richtete eine längere Begrüßungsanſprache
an die Verſammelten, indem er die neuen ſozialen Einrichtungen,
wie die Jnſtitution des Künſtlervates, die materielle Aufbeſſe
rung u. a. m. anerkannte und der Hoffnung Ausdruck verlieh,
daß die von der proviſoriſchen Regierung in Ausſicht geſtellten
Mittel dem nötigen Aufwand entſprechen möchten. Da Hard s
Stellung zunächſt eine interimiſtiſche iſt, nahm er von der Ent
wicklung eines künſtleriſchen Programms Abſtand.

„H. Z.“-Sportberichte
Die Meiſterſchaftskämpfe im Saalegau

Beginn der 2. Runde. Halle 96 feſtigt ſeine führende Stellung,
Wacker und Favorit ſiegreich

Mit ſteigendem Intereſſe hatte man den erſten Spielen der
2. Runde entgegengeſehen. Wie iſt das Stärkever-
hältnis der Vereine nach Rückkehr ihrerSpieler aus dem Felde geworden? Dieſe Frage
loll durch die kommenden Kämpfe gelöſt werden. Der erſte
Spieltag brachte ſchon etwas Klärung in die ſportliche Geſamt-
lage, indem zwei Meiſterſchaftsanwärter weiteren Punktverluſt
auf ſich nehmen mußten, während der an der Spitze ſtehende
Verein ſeinen Vorſprung vergrößerte. Boruſſia ſcheidet durch
ſeine Niederlage als Anwärter auf die Meiſterſchaft aus, da
8 Punktverluſte nicht mehr gutzumachen ſind. Jm günſtigſten
Falle kann Boruſſia noch auf 16 Punkte kommen, die aber zur
Erlangung der Meiſterſchaft nicht mehr ausreichen werden.
Favorit befindet ſich in derſelben Lage. Beide Vereine kommen
nur noch für die Plätze in Frage. Für Sportfreunde iſt die
Niederlage beſonders ſchmerzlich, da die Mannſchaft in Gefahr
gevrät, durch Wacker vom zweiten Platz verdrängt zu werden.
Trotzdem ſind Sportfreunde und Wacker noch nicht ganz aus
ſichtslos. Es kommt für ſie gang darauf an, wie Halle 96 in
den weiteren Kämpfen abſchneidet. Aus eigener Kraft können
beide heute ſchon nicht mehr Meiſter werden, ſondern die anderen
Vereine müßten Schrittmacherdienſte leiſten und dem Gau
meiſter Punkte abknöpfen. Hohengzollern iſt auf den vorletzten
Platz in der Tabelle geſunken und ſcheidet als Kandidat auf die
T. eiſterſchaft ſchon jetzt aus.

Der Stand der Kämpfe dem erſten Spieltageder zweiten Runde iſt folgender: ma ebag
Geſo. Gew. Unentſch. v w r z Puyntte

Halle 96 7 6 1Sportfreunde 7 4 0 8 16 14 eWacker 7 3 1 3 20 20 TBoruſſia 7 2 2 14 17 6Favorit 7 3 0 4 17 19 6Sportverein 7 2 1 4 7: 18 5V. f. B. Merſeb. 6 1 4 15 18 31

Wacker ſchlägt SportMan hatte ein fnapperes Reſultat, ja ein
Nun zu den Spielen ſelbſt.

freunde 4:0.

unentſchiedenes erwartet. Wacker entſchied das Spiel
ſeinen vorzüglichen Sturm, in dem Rackwitz die treibende Kra
war. Auch Bräutigam war ſehr gut, ſo daß Sportfreunde Mühe
hatten, ſich der mächtigen Angriffe zu erwehren. Bis zur Hall.
zeit erzielte Wacker 3 Tore. Nach dem Seitenwechſel en die
Sportfreunde wiederholt gut auf, konnten aber bei der ſicheren
Hintermannſſhaft Wackers nichts erreichen. Während der Si
ein überlegenes Spiel zeigte wollte es bei dem Unterl n
trotz guter Leiſtungen nicht ſo recht klappen. Jedenfalls en
die Sportfreunde ſchon Beſſeres geleiſtet. Halle 96 ge,
winnt gegen Sportverein 98 4:0. Mitſelben Reſultat wie im erſten Verbandsſpiele holte ſich Halle z
die beiden Punkte. Allgemein rechnete man mit einem Siege
des Spor:vereins, da der Gaumeiſter in letzter Zeit, wenn auch
mit vielem Erſatz ſpielend, wenig geleiſtet hatte. In dem
Spiele gegen Sportverein trat er mit ſtärkerer Mannſchaft, wenn
auch ohne Speyer und BVennecke, an. Man ſah ſeit langer et
wieder Förderer und Pfundt, die der Elf einen feſten Halt
Beim Gegner vermißte man Gäbelein, der noch nicht in die
Heimat zurückgekehrt iſt. Sportverein ſpielte die erſten Minuten
überlegen, da Halle 6 nur 9 Mann im Felde hatte. Trosdem
erzielte die Mannſchaft in dieſer Zeit das erſte Tor. Nachdem
ſich die Mannſchaft vervollſtändigt hatte, wurde der Kampf
offen. In der zweiten Spielbälfte war Halle 96 ſtark überlkegen
und ſicherte ſich durch drei weitere Tore den Sieg. Der gegeigte
Sport ſtand voll auf der Höhe. Her Zipfel leitete das Spiet
vorzüglich. ſo daß die zahlreichen Zuſchauer einen, wenn u
ſcharfen, ſo doch einwandfreien Kampf zu ſehen bekamen.
Favorit ſiegte über Boruſſia 8:2. Nach einemm ſchnellſten Tempo durchgeführten Kampf zweier gleiſchwertiger
Gegner vermochte Favorit einen knappen Sieg zu erringen. Ein
unentſchiedener Ausgang hätte dem Spielverlaufe wohl eher
entſprochen. Favorit entſchied durch gutes Stürmerſpiel den
Kampf zu ſeinen Gunſten. Das Spiel erreichte bei dem
Sternde von 2:2 ſeinen Höhepunkt. Mit größter Energie ver,
ſuchte jede Mannſchaft den Sieg zu erringen. Favorit blieh
glücklicher Sieger und verbeſſerte dadurch ſeinen n Gau.

ausgeprägt wie beim war. Herr Hamel von Halle 96
war ein aufmerkſamer Schiedsrichter und hatte das Spiel
jederzeit in der Gewalt.

Die Merſeburger Verbandsſpiele der IIa-Klaſſe
am 5. Jannar.

Hohenzollern-Preußen 1:2 (1 1).
Einen ſchönen, die zahlreich erſchienenen Zuſchauer an

feſſelnden Kampf lieferten ſich geſtern die beiden älteſten hieſigen
Raſenſportvereine n und Preußen. Beide Veceine
hatten äußerſt ſtarke Mannſchaften zur Stelle, und ſo ezeinen Kampf, der glatt an Friebenehdhe heranreichte. Hohen-

zollern hat Anſtoß und bringt den Ball ſogleich vor des Gegnerz

erſte Erfolg für Hohenzollern fällt.

Heiligtum gang vorzüglich. Schon ſcheint Hohengollern

ein Prachtſchuß ſeines Mittelſtürmers Preußen
Erfolg und damit die Führung.

Wenn auch die BVallnot jetzt eine ſehr große iſt, ſo muß doh
dieſe Nachläſſigkeit als eine unverantwortſiche bezeichnet werden,
für die der betreffende Verein ganz gerecht mit dem Punktver

c d h wußte re Pu eſes Spiel zwei äu wer unkteſo daß ſie mit zehn Punkten auch fernerhin in g.
ſchaft auf die Meiſterſchaftswürde bleibt.

Germanig- Ammendorf Vers8.
Jm zweiten Verbandsſpiel des Sonntags kandete Ammen-

dorf glatt den erwarteten Sieg gegen Germania. Die Ammen,
dorfer führten von Anfang bis zu Ende ein ſchönes, faſt immer
überlegencs Spiel vor, was ſich ja auch in dem Reſfuſtat aus.
drückt.
Torwächter, der meiſt völlig verſagte.

Weitere Merſeburger Fußballreſultate: V. f. B. IV gegen
Favorit IV 22:0 (Verbandsſpiel)?, Preußen II gegen Ger
mania II 8:2.

Der F. E. 96 hielt am 4. Januar eine
in der u. a. das Verhältnis der Fußballabteilung
Tennisabteilung
Debatte, an der ſich u. a. die Mitglieder Molsberger, Gunter-
mann, Burghardt, Sportredakteur Querfurt von der Halle
ſchen Zeitung beteiligten, wurde eine Einigung erzielt
Die erſprießliche Ausſprache wird noch ihre erfreulichen Folgen
zeigen. Es wurde auch angeregt, dem Ausbau der ſportlichen
Berichterſtattung weitgebendſte Aufmerkſamkeit zu widmen.

Sportlicher Jahreskalender. Jn der Tennisabteilung des
F. C. 96 findet am kommenden Donnerstag, den 9. Januar,
abends, im Klubhauſe am Angerweg ein Vortrag des Redakteur
F. Querfurt von der Sportredaktion der Halkllefchen
Zeitung über das Thema: „Vom Rhein bis zu den
Alpen“ ſtatt.

aus dem Gerichtsſaal
Schöffengericht in Halle

Gefängnis für Brotkartenfälſchung.
Die Vermieterin Eliſe M. war der Urkundenfälſchung be

ſchuldigt. Sie war im Auguſt 1918 befuchsweiſe in Berlin und
hatte nach ihrer Rückkehr nach Halle auf dem Brotausweiſe das
Datum 28. Auguſt, bis zu welchem Tage ſie in Berlin Brot
marken empfangen hatte, in 18. Auguſt abgeändert, um dadurch
für zehn Tage nochmals Brot zu bekommen. Die Angeklagte
leugnete, das Gericht verurteilte ſie jedoch wegen Fälſchung
Doge öffentlichen Urkunde zu einer Gefängnisſtrafe von einer

volkewirtſchaft
Die Berliner Vörſe geſchloſſen

Berlin, T. Januar
ſtattfindenden DemonDie Börſfe blieb geſtern wegen der

ſtrationszüge geſchloſſen.

r Stadt Theater. mrttwoch, den 8. Januar 1919 Anf.7 Uhr, fude 9eber unsere Kraft J. Tei ges
Dong erst a d. W 1919eber unsere Kra TeBetreffs Ermäßig. zu der Mittwoch Aufſübrung von „Neber unKraft I für Intae von ſiebe lokal, c

vo u de Helmu Bötitcher.erdinand en erfutt die Ut ung ine
owie für den lokalen Teil: Adolf Meyer für eGerichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen kat erdinand
Querfurt; für den Anzeigenteil: Paul Kerſen; ſämtlich Halle g. S

Verlag und Druck der Halleſchen t hiele, HalleVerlagsdireitor: e rnh e
n u à4à

Tor, wo ſchon in der 4. Minute durch einen Zufallstreffer der
Nun aber ſetzt ein äußert

erbitterter Kampf ein: beide Stürmerreihen unternehmen einen
Angriff nach dem andern, aber beide Torwächter verwahren i h

egreich
reußenin die it gehen zu können, als kurz vor lbzeit

durch einen Fehler von nzollerns Verteidiger gleichzie
kann. Nach der Pauſe iſt Preußen weiter ſtark im Angriff, kann

Die Niederlage verdankt Germania größtenteils ſeinen

ab,

und der
eingehend beſprochen wurde. Nach langer

d

aber nichts Zählbares erreichen. Erſt in der 25. Minute dringt
den zweiden h an

Leider mußte nach weiteren
zehn Minuten das Spiel abgebrochen werden, da der Ball ver
ſagte, ein anderer aber von Hohenzollern nicht zur Stelle war.
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